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Industriepolitische Kehrtwende - Zukunftsfonds für Industrieinnovation und 
Beschäftigungssicherung 


A. Problem 

Bündelung öffentlicher Kredite, Subventionen und Untemehmensbeteiligungen 
in einem Zukunftsfonds; Maßnahmen zur Beschäftigungssicherung in den Be- 
reichen Leiharbeit, Kündigungsschutz und Transfergesellschaften, Ausbau der 
betrieblichen und Untemehmensmitbestimmung. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, 
FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktion 
DIE LINKE. 

C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Kosten wurden nicht beziffert. 
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Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode 


Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 16/12294 abzulehnen. 


Berlin, den 6. Mai 2009 


Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 


Edelgard Bulmahn Dr. Michael Fuchs 

Vorsitzende Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Michael Fuchs 


I. Überweisung 

Der Antrag auf Drucksache 16/12294 wurde in der 212. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 20. März 2009 an den 
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie zur federführen- 
den Beratung sowie den Finanzausschuss und den Aus- 
schuss für Arbeit und Soziales zur Mitberatung überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt des Antrags 

Die Bundesregierung soll einen Zukunftsfonds einrichten, in 
dem öffentliche Kredite, Subventionen und Beteiligungen an 
Unternehmen gebündelt werden. Ziel des Fonds müsse es 
sein, die Produktion auf energie- und rohstoffeffiziente Ver- 
fahren und Produkte umzustellen. Die Gewährung öffent- 
licher Gelder müsse an klare Bedingungen zur Beschäfti- 
gungssicherung und zur ökologischen Innovation geknüpft 
sein. Der Zukunftsfonds soll über eine Anleihe finanziert 
werden. Unternehmen sollen sich in Form einer Sonderab- 
gabe am Fonds beteiligen. Außerdem verlangen die Antrag- 
steller, die Stellung von Leiharbeitem und den Kündigungs- 
schutz bei Arbeitnehmern zu verbessern. Die Gewerkschaf- 
ten sollen ein Verbandsklagerecht erhalten. Die paritätische 
Mitbestimmung soll in Unternehmen ab 500 Beschäftigten 
eingeführt werden. 

Wegen der Einzelheiten wird auf die Drucksache 16/12294 
verwiesen. 


III. Stellungnahmen der mitberatenden 
Ausschüsse 

Der Finanzausschuss hat die Vorlage in seiner 129. Sitzung 
am 6. Mai 2009 beraten und mit den Stimmen der Fraktionen 
CDU/CSU, SPD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE, beschlossen, 
die Ablehnung zu empfehlen. 

Der Ausschuss für Arbeit und Soziales hat die Vorlage in 
seiner 123. Sitzung am 6. Mai 2009 beraten und mit den 
Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Frak- 
tion DIE LINKE, beschlossen, die Ablehnung zu empfehlen. 


IV. Beratungsverlauf im federführenden 
Ausschuss 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie hat den An- 
trag der Fraktion DIE LINKE, auf Drucksache 16/12294 in 
seiner 92. Sitzung am 6. Mai 2009 abschließend beraten. 

Die Koalitionsfraktionen der CDU/CSU und SPD wiesen 
drauf hin, dass in den vergangenen Jahren keineswegs eine 
einseitig auf den Export und auf Großunternehmen ausge- 
richtete Industriepolitik betrieben worden sei. Vielmehr hät- 
ten die Koalitionsfraktionen eine Vielzahl von Maßnahmen 
zur Förderung des Mittelstandes, zur Förderung von Inno- 
vation und Klimawandel ergriffen. Die Schaffung des von 
den Antragstellern geforderten Zukunftsfonds wäre im Übri- 
gen ein massiver Eingriff in die unternehmerische Entschei- 
dungsfreiheit, mit dem die funktionierenden Marktmecha- 
nisruen ausgehebelt würden. Letztlich liefe dieser Ansatz auf 
einen überholten Staatssozialismus hinaus. 

Die Fraktion DIE LINKE, erläuterte, der für die Industrie 
geschaffene Bürgschaftsrahmen sei nicht ausreichend. Da- 
mit seien weder Auflagen zur sozialökologischen Lenkungs- 
wirkung verbunden, noch gebe es dort demokratische Ent- 
scheidungsstrukturen. Notwendig sei ein sozialökologischer 
Umbau der Industrie. Erforderlich sei vor allem eine Aus- 
weitung von erzwingbaren Mitbestimmungsrechten. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN stimmte mit 
den Antragstellern darin überein, dass der sozialökologische 
Strukturwandel jetzt unbedingt eingeleitet werden müsse, 
um langfristig Arbeitsplätze zu sichern. Zum ökologischen 
Strukturwandel enthalte der Antrag dann jedoch leider nichts 
Wesentliches. Auch sei die Einrichtung eines zentralisti- 
schen Fonds, wo der Staat gewissermaßen von oben regele, 
wie sich die Wirtschaft entwickeln solle, nicht zielfiihrend. 
Hier müssten andere Ansätze wie etwa Maßnahruen der For- 
schungsförderung, Anschubfinanzierungen und Ähnliches 
herangezogen werden. 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie beschloss 
mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der 
Fraktion DIE LINKE., dem Deutschen Bundestag die Ab- 
lehnung des Antrags der Fraktion DIE LINKE, auf Druck- 
sache 16/12294 zu empfehlen. 


Berlin, den 6. Mai 2009 


Dr. Michael Fuchs 

Berichterstatter 
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